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„Opposition verschließt die Augen“
MdL Norbert Dünkel verteidigt das neue bayerische Polizeiaufgabengesetz 

NÜRNBERGER LAND/MÜN-
CHEN – Gestern hat der bayerische 
Landtag über das umstrittene neue 
Polizeiaufgabengesetz entschieden 
(Ausgang stand zu Redaktionsschluss 
noch nicht fest). Norbert Dünkel 
(CSU) ist Mitglied im Innenausschuss 
des Bayerischen Landtags. Er vertei-
digt das Gesetz und bezeichnet die 
Kritik der Opposition als „vollkom-
men haltlos“.

„Ich weise die Kritik entschieden 
zurück und habe auch überhaupt 
kein Verständnis dafür. Dass die Op-
position Falschmeldungen verbrei-
tet, nur um die eigene Reputation zu 
erhöhen, ist für mich nicht nachzu-
vollziehen und schlicht verantwor-
tungslos“, erklärt Dünkel in einer 
Pressemitteilung. „Indem die Op-
position unserer Polizei präventi-
ve Mittel verweigern möchte, macht 
sie unsere Gemeinschaft wehrlos 

und verschließt die Augen vor neu-
en Bedrohungen“, heißt es darin wei-
ter. Mit dem neuen Gesetz stärke die 
Staatsregierung die Handlungsmög-
lichkeiten der Polizei und gebe ihr 
zeitgemäße Befugnisse, um die Be-
kämpfung von Kriminellen und Ter-
roristen noch effektiver zu gestal-
ten. „Die Sicherheitsbehörden dürfen 
nicht hinter den Möglichkeiten der 
Täter zurückbleiben.“

„Tun alles Menschenmögliche“
Laut Dünkel ist es die oberste Auf-

gabe des Staates, für die Sicherheit 
seiner Bürger zu sorgen und Terror-
anschläge zu verhindern. „Wir tun 
dafür alles Menschenmögliche auf 
der Basis des Grundgesetzes und der 
Bayerischen Verfassung. Dadurch 
unterscheidet sich unsere erfolgrei-
che Sicherheitspolitik im Freistaat 
massiv von den Konzepten von SPD 
und Grünen.“ Das Gesetz sei getra-

gen vom Gedanken des Vertrauens 
gegenüber Polizei und Staat, nicht 
vom Gedanken des Misstrauens.

Dünkel weist Behauptungen zu-
rück, dass die Polizei E-Mails in 
fremdem Namen schreiben und in 
Clouds gespeicherte Fotos ohne 
weiteres sichern könne ebenso zu-
rück wie den Vorwurf, jemand kön-
ne grundlos drei Monate eingesperrt 
werden. „Das ist nicht der Fall. Das 
Gegenteil ist richtig“, sagt Dünkel, 
„die gesetzlichen Neuregelungen be-
achten alle rechtsstaatlichen und 
verfassungsrechtlichen Vorgaben: 
Im neuen Polizeiaufgabengesetz sind 
vielfältige rechtsstaatliche Eingren-
zungen der Befugnisse vorgesehen, 
so dass ein Höchstmaß an Rechtssi-
cherheit gewährleistet ist“. Die Vor-
würfe der Opposition, es werde hier 
ein Überwachungsstaat geschaffen, 
bezeichnet er deshalb als „vollkom-
men haltlos“.  DB

Bürger fordern 400 Meter Mindestabstand
„Leitungen weg von der Wohnbebauung“: Das fordern Bürgerinitiativen entlang der Stromtrasse P 53

EZELSDORF/ WINKELHAID/
SCHWARZENBRUCK – Entlang der 
Stromtrasse P 53 gibt es inzwischen 
acht Bürgerinitiativen, unter ande-
rem in Ezelsdorf, in Winkelhaid und 
in Schwarzenbruck. Besorgte Bürger 
gründeten die BIs, nachdem die Pläne 
für eine Aufrüstung der bestehenden 
Leitungen von Raitersaich im Land-
kreis Fürth nach Altheim in Nieder-
bayern bekannt wurden. Wie berich-
tet wird der Netzbetreiber Tennet die 
bestehenden 220 kV-Trassen auf 380 
kV aufrüsten. 

Markus Reuter, Sprecher der Bür-
gerinitiative Ezelsdorf, erläuterte vor 
dem Kreistag Nürnberger Land die 
Anliegen seiner Mitstreiter und äu-
ßerte den dringenden Wunsch nach 
Unterstützung durch die Politik. Die 
sagten die Kreisräte in einem ein-
stimmigen Beschluss zu.

Kann-Bestimmung
Ganz wichtig ist den Bürgerinitia-

tiven, dass beim Aufrüsten der Tras-
se ein Mindestabstand zur Wohnbe-
bauung eingehalten wird. 400 Meter 
stehen im Landesentwicklungsplan, 
allerdings als Kann-Bestimmung. 
Die BIs fordern, dass dieser Abstand 
verbindlich eingehalten wird und er-
halten auch hierbei Unterstützung 
vom Kreistag Nürnberger Land, der 
sich in dieser Sache ebenfalls ein-
stimmig hinter die Forderung der 
Bürgerinitiativen stellt. Die Kreisrä-
te fordern darüber hinaus, dass der 
Mindetsabstand nicht nur zur be-
stehenden, sondern auch zu geplan-
ter Wohnbebauung eingehalten wer-
den soll. 

„Uns ist es ganz wichtig, dass 
der Abstand ausnahmslos beach-
tet wird“, appellierte Reuter an die 
Kreisräte und vor allem an die bei-
den Vertreter von Tennet, die zu 
dem Vorhaben Stellung bezogen und 
deutlich machten, dass der Netzbe-
treiber im Einzelfall durchaus von 
den im Landesentwicklungsplan be-
schriebenen Mindestabständen ab-
weichen darf. Das stieß auf Wider-
spruch bei Landrat Kroder: Beim 
Bau jedes Hühnerstalls müssten Re-
geln eingehalten werden. „Da tue ich 
mich schon schwer mit der Haltung 
von Tennet“, betonte der Landrat an 
die Adresse der Tennet-Vertreter, die 
daraufhin versicherten, man nehme 
die Bedenken ernst. 

Raumordnung nächstes Jahr
Die Planungen für die Aufrüstung 

der Trasse haben noch nicht begon-
nen, im kommenden Jahr soll das 
Raumordnungsverfahren beginnen, 
daran schließt sich das Planfeststel-
lungsverfahren an. Frühzeitig will 
Tennet auf Bürgerinitiativen und 
Kommunen zugehen und informie-
ren, das versprachen dessen Vertreter 
im Kreistag. Bereits im Frühsommer 

dieses Jahres will der Netzbetrei-
ber entsprechende Kontakte aufneh-
men. Die Altdorfer Stadträtin Mar-
git Kiessling (Grüne) kritisierte den 
Ausbau, der sei „überdimensioniert 
und intransparent“. Allerdings ist 
er zwischenzeitlich in den Bundes-
bedarfsplan aufgenommen und vom 
Bundestag als Gesetz verabschiedet 
worden. Schwarzenbrucks Bürger-
meister Bernd Ernstberger schloss 
sich deshalb dem Sprecher der BI 
Ezelsdorf an: „Markus Reuter hat 
es auf den Punkt gebracht, es geht 
nicht um das Ob, sondern um das 
Wie.“ Verhindern lässt sich die Auf-

rüstung nicht mehr, sie muss nur mit 
entsprechenden Abständen so bür-
gerfreundlich wie möglich gestaltet 
werden. Eben diese Abstände sind 
für Ernstberger deshalb auch der 
Knackpunkt der ganzen Angelegen-
heit: „Dafür brauchen wir eine ge-
setzliche Regelung.“

Signal aus dem Kreistag
Dem kann Altdorfs Bürgermeister 

Erich Odörfer nur zustimmen. „Da-
bei ist es wichtig, dass die Bürger bei 
der Trassenplanung mit an den Tisch 
kommen“, ergänzte er und brachte 
das Stichwort Erdverkabelung in die 

Diskussion, die aber von einer Mehr-
heit des Kreistags am Ende für die 
neue Trasse abgelehnt wurde. Für 
den Hersbrucker Bürgermeister Ro-
bert Ilg ist es ganz wichtig, dass die 
BIs die Unterstützung des Kreistags 
bekommen. Es brauche ein Signal, 
dass der Landkreis deren Kernforde-
rung unterstützt. Was aber kann der 
Kreistag mit einem solchen Signal 
bewirken? Rainer Kleedörfer, Proku-
rist der N-Ergie ist davon überzeugt, 
dass das Zeichen aus dem Nürnber-
ger Land wichtig ist. Er ist der Über-
zeugung, dass der Netzausbau dem 
Klimaschutz nicht dient und das 

Ausmaß des Ausbaus überzogen ist. 
„Deshalb ist ein Diskussionsbeitrag 
aus dem Nürnberger Land unbedingt 
nötig.“ Die weiter nördlich durch den 
Landkreis verlaufende Stromtrasse 
P 44 lehnte der Kreistag einstimmig 
ab. Inzwischen zeichnet sich Wider-
stand gegen eine mögliche Rodung 
von Reichswaldflächen für die Trasse 
P 53 ab. Die wäre überall da nötig, wo 
Stromleitungen aus Orten heraus-
genommen werden und Ersatztras-
sen mit Mindestabständen entstehen 
müssten. Der Bund Naturschutz sieht 
insgesamt 135 Hektar Wald bedroht. 
 ALEX BLINTEN

In Winkelhaid wie in Ezelsdorf verläuft die bestehende Stromtrasse quer durch Wohnviertel. Bei einer Aufrüstung müssen die Stromleitungen aus den Orten her-
ausgenommen werden. Fotos: Blinten

Fahrer stirbt im Führerhaus

WINKELHAID – Ungebremst ist ein Lastwagenfahrer am Dienstagvormittag 
auf der A3 auf einen Sattelauflieger aufgefahren, der verkehrsbedingt stark ab-
bremsen musste. Dabei wurde das Führerhaus des auffahrenden Lasters völlig 
zerstört, der 62-jährige Fahrer starb noch an der Unfallstelle. Feuerwehrleute 
aus Winkelhaid und Altdorf bargen ihn aus dem Wrack. Während der Bergung 
und der Aufräumarbeiten war die Autobahn in Richtung Würzburg gesperrt, zeit-
weise leitete die Polizei den Verkehr über den Parkplatz Ludergraben an der Un-
fallstelle vorbei. Die Rettungskräfte konnten nach ihrer Alarmierung ungehindert 
bis zur Unfallstelle vorfahren, weil die Verkehrsteilnehmer eine vorbildliche Ret-
tungsgasse gebildet hatten. Es dauerte mehr als vier Stunden, bis die Autobahn 
wieder freigegeben wurde. Zur Klärung der Unfallursache zog die Polizei einen 
Gutachter hinzu. Foto: Schmidt 

18 000 Euro Schaden

SCHWARZENBRUCK – Der Fah-
rer eines VW Golfs hat beim Ein-
biegen auf die Bundesstraße 8 einen 
Mercedes übersehen und so einen Zu-
sammenstoß verschuldet. Der Unfall 
ereignete sich am Montagnachmittag 
an der Kreuzung Bahnhofstraße/B8. 
Verletzt wurde niemand. Beide Fahr-
zeuge waren noch fahrbereit, es ent-
stand jedoch ein Sachschaden in Hö-
he von insgesamt circa 18 000 Euro.

Drogen am Steuer

BRUNN/FISCHBACH – Die Ver-
kehrspolizei hat am Montag mehrere 
Verkehrsteilnehmer wegen Fahrten 

unter Alkohol- oder Drogeneinfluss 
angezeigt. Unter anderem stoppten 
die Beamten an der A9 am Parkplatz 
Brunn einen 27-jährigen Mann we-
gen drogentypischer Auffälligkei-
ten. Da ein Drogenschnelltest posi-
tiv auf THC verlief, musste der Mann 
zur Blutentnahme mit auf die Wa-
che. – Den 21-jährigen Fahrer eines 
Kleintransporters stoppten Polizis-
ten an der Anschlussstelle Fischbach 
eigentlich wegen der Überladung 
seines Fahrzeugs. Das zulässige Ge-
samtgewicht war um fast 50 Prozent 
überschritten. Im Laufe der Kontrol-
le stellten die Beamten aber auch bei 
ihm drogentypische Auffälligkeiten 
fest. Auch hier verlief der Drogen-
schnelltest positiv auf THC.

Sattelzug mit vielen Mängeln

ALTDORF – Am Samstagvormit-
tag wurde auf der A3 am Parkplatz 
Ludergraben ein Sattelzug mit gra-
vierenden Mängeln aus dem Verkehr 
gezogen. Beim Auflieger waren etli-
che Quertraversen rechts und links 
gerissen. Der Stoßdämpfer an der 
ersten Achse war ohne Funktion und 
an der dritten Achse war die Hülse 
des Stoßdämpfers gebrochen und un-
dicht, die Staubschutzummantelung 
war stark korrodiert und fehlte teil-
weise. Außerdem war der Kotflügel 
scharfkantig abstehend. Die Polizei 
untersagte daher die Weiterfahrt des 
Sattelanhängers. Vom Fahrer wurde 
eine Sicherheitsleistung einbehalten. 
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